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Aktenzeichen:  
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B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Haupt- und Finanzausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

27.08.2025 5.7 Öff.    

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

28.08.2025 5.5 Öff.    

 
    

 
Beratung und Beschlussfassung zum Erlass einer Katzenschutzverordnung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss empfiehlt / der Verbandsgemeinderat beschließt zum 01.03.2026 eine Katzenschutz-
verordnung in Kraft treten zu lassen und die dafür erforderlichen Haushaltsmittel ab 2026 zur Verfü-
gung zu stellen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  Im Auftrag     
       
       

  (Mader)    (Martin Groth) 
  Fachbereichsleiter     Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Sachdarstellung der Verwaltung zur Einführung einer Katzenschutzverordnung in der Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz 
 
1. Anlass und Zielsetzung 
Die Ortsgemeinden Guntersblum Dalheim haben den Wunsch geäußert, eine Katzenschutz-
verordnung zu erlassen, um die wachsende Population herrenloser, freilebender, verwilderter 
Katzen und die damit verbundenen Probleme zu reduzieren.  
Ziel einer solchen Verordnung ist es, die unkontrollierte Fortpflanzung dieser Katzen einzu-
dämmen, indem eine Kastrationspflicht eingeführt wird. In der Regel wird diese mit einer 
Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht kombiniert, sodass Katzenhalter verpflichtet sind, 
ihre freilaufenden Katzen kastrieren, kennzeichnen und in einem Haustierregister registrieren 
zu lassen. 
 
2. Begriffsdefinitionen 
Fundkatzen: Hauskatzen, die offensichtlich einen Besitzer haben oder hatten, jedoch vorüber-
gehend oder dauerhaft von diesem getrennt wurden und gefunden werden. 
Herrenlose Katzen (sogenannte Streuner oder Straßenkatzen): Hauskatzen ohne Besitzer, die 
entweder ausgesetzt wurden oder von Geburt an ohne menschliche Betreuung leben. 
Wildkatzen: In Deutschland heimische Wildtiere (Felis silvestris), die sich genetisch und ver-
haltensmäßig von Hauskatzen unterscheiden. In der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind Wild-
katzen nicht heimisch. 
 
3. Rechtliche Grundlagen 
Gemäß § 13b des Tierschutzgesetzes (TierSchG) können Landesregierungen Gebiete festle-
gen, in denen Maßnahmen zum Schutz freilebender Katzen ergriffen werden, wenn: 

• in diesen Gebieten erhebliche Schmerzen, Leiden oder Schäden bei freilebenden Kat-

zen festgestellt wurden, die auf eine hohe Anzahl dieser Tiere zurückzuführen sind. 

• durch eine Verminderung der Anzahl dieser Katzen deren Schmerzen, Leiden oder 

Schäden verringert werden können. 

• die Landesverordnung zur Übertragung der Ermächtigung nach § 13b TierSchG vom 2. 

Juli 2015 ermächtigt die Kommunen in Rheinland-Pfalz, entsprechende Verordnungen 

zu erlassen. 

 
4. Voraussetzungen für den Erlass einer Katzenschutzverordnung 
Vor dem Erlass einer Katzenschutzverordnung müssen laut Landesermächtigungsgesetz 
Rheinland-Pfalz folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

• Ausreichende Anzahl freilebender Hauskatzen: Es muss eine nicht näher festgelegte, 

aber signifikante Anzahl freilebender (d.h. halterloser) Hauskatzen im Gebiet der Kom-

mune vorhanden sein. Der Gesetzgeber geht bei dieser Regelung tatsächlich von ein-

zelnen Kommunen aus. Falls es Probleme in einzelnen Gemeinden gibt, kann eine Kat-

zenschutzverordnung eigentlich auch nur für diese Kommunen und nicht für eine kom-

plette VG erstellt werden. 

• Nachweis von Leiden und Schäden: Es müssen erhebliche Schmerzen, Leiden oder 

Schäden bei diesen verwahrlost im Freien lebenden Haustieren festgestellt werden. 
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• Erfolgslosigkeit bisheriger Maßnahmen: Bisherige Maßnahmen der Tierschützer vor 

Ort (z.B. ehrenamtliche und spendenfinanzierte Fang- und Kastrationsaktionen) müs-

sen erfolglos geblieben sein. 

 
5. Aktuelle Situation in der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
Die Katzenhilfe Mainz hat in den letzten sechs Monaten 87 Fälle von Fundkatzen bzw. herren-
losen Katzen dokumentiert. Diese Zahl deutet auf eine signifikante Population freilebender 
Katzen hin.  
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat seit vielen Jahren einen Vertrag mit dem Tierschutzver-
ein Mainz über die Aufnahme von Fundtieren und zahlt hierfür einen jährlichen Beitrag von 
3.500 Euro. 
 
6. Schnelle Vermehrung freilebender Katzen 
Die Population freilebender Katzen kann sich innerhalb kurzer Zeit stark vermehren, da Katzen 
unter günstigen Bedingungen sehr früh geschlechtsreif werden und häufig Nachwuchs bekom-
men.  

• Eine Katze kann bereits mit 5-6 Monaten geschlechtsreif werden. 

• Katzen können bis zu drei Würfe pro Jahr haben. 

• Ein Wurf umfasst durchschnittlich 3-6 Jungtiere, von denen viele selbst in kurzer Zeit 

geschlechtsreif werden. 

• Ohne Eingriffe kann sich eine Population innerhalb weniger Jahre exponentiell ver-

mehren. 

Beispielrechnung: 
Ein einziges Katzenpaar kann innerhalb von vier Jahren theoretisch über 2.000 Nachkommen 
haben, wenn keine Kastrationsmaßnahmen erfolgen. 
Dies führt nicht nur zu einer unaufhaltsamen Vermehrung, sondern auch zu gesundheitlichen 
Problemen für die Katzen, da sie unter schlechten Bedingungen aufwachsen und unter Man-
gelernährung, Krankheiten und Inzuchtfolgen leiden können. Eine Katzenschutzverordnung 
mit einer Kastrationspflicht ist daher ein wichtiger Beitrag zur langfristigen Regulierung der 
Population. 
 
7. Registrierungsmöglichkeiten für Katzen 
Um die Identifikation von Halterkatzen zu erleichtern und ausgesetzte Tiere einem Besitzer 
zuordnen zu können, ist neben der Kennzeichnung (z.B. per Mikrochip oder Tätowierung) auch 
eine Registrierung in Haustierdatenbanken notwendig. In Deutschland gibt es folgende aner-
kannte Registrierungsmöglichkeiten: 

• TASSO e.V. (www.tasso.net) – Europas größtes kostenloses Haustierregister 

• FINDEFIX (www.findefix.com) – Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes 

• Deutsches Haustierregister (www.registrier-dein-tier.de) 

Eine Registrierung erleichtert es den Behörden und Tierschutzorganisationen, verlorengegan-
gene oder ausgesetzte Tiere wieder ihren Besitzern zuzuordnen und Fundtiere schneller zu 
vermitteln. 
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8. Erfahrungen anderer Kommunen 
Unter anderem haben nach unserem aktuellen Kenntnisstand die Verbandsgemeinden Broh-
ltal und Maifeld sowie die Städte Worms und Bad Dürkheim entsprechende Verordnungen 
erlassen. 
Darin werden in der Regel alle Besitzer von freilaufenden Katzen verpflichtet, ihre Tiere kast-
rieren, kennzeichnen und registrieren zu lassen. 
 
9. Finanzielle Aspekte 
Der Erlass einer Katzenschutzverordnung könnte zu zusätzlichen Kosten für die Verbandsge-
meinde führen, insbesondere wenn Maßnahmen zum Einfangen, Versorgen und Kastrieren 
freilebender Katzen erforderlich sind. 
Allerdings könnten durch die Reduzierung der Katzenpopulation langfristig Kosten eingespart 
werden, beispielsweise durch eine geringere Anzahl von Abgabetieren in Tierheimen. 
Es ist daher notwendig, die erforderlichen Haushaltsmittel im Haushalt 2026 einzuplanen, falls 
der Verbandsgemeinderat sich für den Erlass der Verordnung entscheidet. 
 
10. Fazit der Verwaltung 
Sollte sich die Verbandsgemeinde zur Einführung einer Katzenschutzverordnung entscheiden, 
sollte eine Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für alle freilaufenden Kat-
zen umfassen. Durch diese Maßnahmen kann: 

• die unkontrollierte Vermehrung eingedämmt werden, 

• das Leiden der Tiere reduziert werden, 

• die Identifikation und Rückführung von Fundkatzen erleichtert werden, 

• langfristig Kosten für die Gemeinde gesenkt werden. 

Es wird vorgeschlagen, die Verordnung zum 1. März 2026 in Kraft treten zu lassen und die 
erforderlichen Haushaltsmittel entsprechend einzuplanen. 
Der Entwurf einer entsprechenden Katzenschutzverordnung ist angehängt und orientierte 
sich an der Musterverordnung des Tierschutzbeirates RLP. 
  
 
 


